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Vorblatt 


Änderung des Zerlegungsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Konzentration in der Wirtschaft macht das örtliche Aufkom- 
men an Körperschaft- und Lohnsteuer ungeeignet als Grund- 
lage für die Aufteilung dieser Steuereinnahmen unter die 
Länder. Die Finanzreform von 1969 schreibt daher vor, daß 
besondere Bestimmungen über die Abgrenzung und die Zer- 
legung des Aufkommens an Körperschaft- und Lohnsteuer zu 
treffen sind. 


B. Lösung 

Für die Körperschaftsteuer wird eine Zerlegung nach dem Be- 
triebsstättenprinzip, für die Lohnsteuer nach dem Wohnsitz- 
prinzip vorgesehen. Das bedeutet, daß die Körperschaftsteuer, 
die auf den Gewinn der Betriebsstätte eines Unternehmens ent- 
fällt, dem Land der Betriebsstätte zusteht und daß die Lohn- 
steuer dem Land zufließt, in dem der Arbeitnehmer seinen 
Wohnsitz hat. 


C. Alternativen 

Einbeziehung von Zulagen (z. B. nach dem Investitionszulagen- 
gesetz) und Sonderabschreibungen mit regionaler Bedeutung in 
die Zerlegung. Hierzu wäre jedoch ein erheblicher Verwaltungs- 
mehraufwand erforderlich, ohne daß sich nennenswerte Aus- 
wirkungen auf den Finanzausgleich unter den Ländern ergeben 
würden. 


D. Kosten 

Dem Bund entstehen keine Kosten; bei den Ländern führt das 
Gesetz zu Einnahmeverschiebungen bei begrenztem Verwal- 
tungsaufwand. 
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A. Bericht des Abgeordneten Offergeld 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 52. Sitzung am 26. Mai 
1970 an den Finanzausschuß überwiesen, der die 
Vorlage am 23. September 1970 beraten hat. 

Mit dem Gesetzentwurf wird einem im Rahmen 
der Finanzreform nach Artikel 107 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes erteilten Verfassungsauftrag ent- 
sprochen. Nach dem bisher geltenden Recht fließt 
die Körperschaftsteuer von Unternehmen mit meh- 
reren Betriebsstätten regelmäßig allein dem Bundes- 
land zu, in dem das Unternehmen seine Geschäfts- 
leitung hat. Ähnliches gilt für die Abführung der 
Lohnsteuer. Außerdem fließt den Bundesländern 
auch allgemein die Lohnsteuer ohne Rücksicht dar- 
auf zu, ob die Arbeitnehmer im Land des abführen- 
den Unternehmens ihren Wohnsitz haben. Bundes- 
länder, in denen sich nur Betriebsstätten befinden, 
nehmen daher regelmäßig an diesem Steueraufkom- 
men nicht teil. Bei der Lohnsteuer gehen auch die 
Länder leer aus, in denen Arbeitnehmer wohnen, 
die in einem anderen Bundesland zur Arbeit gehen. 
Ziel der Finanzreform war es, diese mit zunehmen- 
der Konzentration in der Wirtschaft häufigeren Ver- 
zerrungen der Aufkommensverteilung unter den 
Ländern zu korrigieren, bevor andere Leistungen 
zum Ausgleich der unterschiedlichen Steuerkraft der 
Bundesländer zum Zuge kommen. 

Berechnungen haben ergeben, daß selbst eine bis 
zum kleinsten Zerlegungsfall durchgeführte Zerle- 
gung der Körperschaftsteuer keinen wesentlichen 


1 Beitrag zum Finanzausgleich zwischen der Gesamt- 
heit der finanzstarken und der Gesamtheit der 
finanzschwachen Länder bringen kann. Der An- 
spruch der durch eine Zerlegung begünstigten Län- 
der bleibt gleichwohl im Rahmen des Grundgesetzes 
bestehen. Beide Gesichtspunkte wurden bei der 
Ausübung der Ermächtigung des Grundgesetzes, den 
Umfang der Zerlegung der Körperschaftsteuer durch 
Bundesgesetz zu regeln, berücksichtigt. Es wurde 
deshalb ein vereinfachtes Verfahren gesucht, das 
bei geringem Verwaltungsaufwand noch annähernd 
dem Ergebnis einer Totalzerlegung gleichkommt. 
Hierzu hat sich eine Begrenzung auf Unternehmen 
mit Einkünften aus Gewerbebetrieb von über 3 Mil- 
lionen DM — bei Nichtberücksichtigung von Zerle- 
gungsanteilen bis zu 100 000 DM — als angemessen 
erwiesen. Dies entspricht einer Beschränkung auf 
etwa 500 Zerlegungsfälle. Ein Antrag aus der Mitte 
des Ausschusses, die Einkunftsgrenze auf 5 Mil- 
lionen DM zu erhöhen, fand keine Mehrheit. Jede 
Erhöhung der Einkommensgrenze bedeutet neben 
einer begrenzten Verwaltungsersparnis auch eine 
Vergröberung des Ausgleichs. Es war aber auch zu 
berücksichtigen, daß es sich bei der Ertragsgrenze 
von 3 Millionen DM um einen mit den Bundeslän- 
dern ausgehandelten Betrag handelt. 

Ebenso fand ein Antrag, die Leistungen der Län- 
der nach dem Investitionszulagengesetz für Investi- 
tionen in anderen Bundesländern voll oder in ver- 
einfachter Weise bei der Zerlegung zu berücksich- 
tigen, keine Mehrheit. Ein verfassungsrechtlicher 
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Auftrag zur Zerlegung ist insoweit nicht gegeben. | 
Bei Einbeziehung der Leistungsseite in die Zerle- | 
gung müßten konsequenterweise auch andere Zula- | 
gen berücksichtigt werden; ähnliches müßte für ver- 
schiedene Sonderabschreibungen gelten. Die Einbe- | 
Ziehung wäre mit einem erheblichen Verwaltungs- | 
aufwand verbunden. Insgesamt würde die Berück- 
sichtigung dieser Leistungen und Sonderabschrei- 
bungen im Großen gesehen die Zerlegung zum 
Nachteil der wirtschaftlich schwächeren Länder be- 
einflussen. Es besteht aber keine Veranlassung, 
einen erhöhten Verwaltungsaufwand .zu betreiben, 
um sich von der Zielsetzung des Artikels 107 Ab- 
satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes weiter zu entfernen. 

Die Zerlegung der Lohnsteuer konnte dagegen 
nicht in einer entsprechenden Weise vereinfacht 
werden. Hier war zu berücksichtigen, daß ein kor- 
respondierender Verfassungsauftrag (Artikel 106 
Absatz 5 Grundgesetz) vorliegt, wonach die Ge- 
meinden einen Anteil an dem Aufkommen der Ein- 
kommensteuer — und dazu gehört auch die Lohn- 
steuer — auf der Grundlage der Einkommensteuer- 
leistungen ihrer Einwohner erhalten. Dieser kor- 
respondierende Verfassungsauftrag ist bereits durch 
das Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. September 
1969 erfüllt worden. Es liegt nahe, daß sich das Zer- 
legungsgesetz in diesen Rahmen einpaßt. Deshalb 
erfolgt die Zerlegung der Lohnsteuer nach einem 
relativ strengen Wohnsitzprinzip. 

Der Ausschuß schlägt jedoch eine Reihe von Ver- 
besserungen vor, für die folgende Überlegungen 
maßgeblich waren: 


Zu Artikel 1 Nr, 2 

Zu § 2 

Die Änderung dient der Verdeutlichung des Ge- 
wollten. 

Zu § 4 

Die Änderung stellt klar, daß die Zahlungen nicht 
etwa an das für die Betriebsstätte örtlich zuständige 


Finanzamt, sondern an ein für jedes Bundesland 
hierfür bestimmtes Finanzamt zu leisten sind. 

Zu § 8 

Der eingefügte Absatz 3, der an Stelle des Absat- 
zes 2 Satz 2 tritt, trägt dem Umstand Rechnung, daß 
der im Regierungsentwurf vorgesehene erste Zah- 
lungstermin bereits verstrichen ist. 

Der eingefügte Absatz 4 berücksichtigt, daß die 
für die Jahre 1970 und 1971 bestehende gesetzliche 
Regelung über den Finanzausgleich unter den Län- 
dern den Auswirkungen dieses Zerlegungsgesetzes 
noch nicht Rechnung getragen hatte. Es mußte daher 
eine Uberleitungsvorschrift gefunden werden, die 
dem mit Wirkung vom 1. Januar 1970 neugefaßten 
Artikel 107 des Grundgesetzes auch für die Jahre 
1970 und 1971 zur Wirksamkeit verhilft. 


Zu Artikel 3 

Durch die Änderung wird der Bundesfinanzhof 
zum Ausgleich für die ihm nach dem Regierungs- 
entwurf zufallende neue Aufgabe von anderen Auf- 
gaben entlastet. Es entfällt danach — nach Abwick- 
lung anhängiger Sachen — die Zuständigkeit des 
Bundesfinanzhofes in erster Instanz für 

die Klagen wegen der Bescheide, durch die auf 
Grund eines Verbrauchsteuergesetzes oder des 
Gesetzes über das Branntweinmonopol ein Kon- 
tingentfuß oder ein Kontingent für einen Be- 
trieb festgesetzt wird 

und 

die Klagen wegen monopolrechtlicher Verwal- 
tungsakte der Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein und der Monopolverwaltung für 
Branntwein beim Landesfinanzamt Berlin oder 
ihrer Aufsichtsbehörden. 

Der Gesetzentwurf wurde in der Schlußabstim- 
mung in der so geänderten Fassung einstimmig ge- 
billigt. Ich bitte, dem Gesetzentwurf in der geän- 
derten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Offergeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/802 — in der 
aus anliegender Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Offergeld 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 

— Drucksache VI/802 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zerlegungsgesetz vom 29. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 225), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 377), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. § 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Vorschriften über die Zerlegung der 
Körperschaftsteuer (§§ 2 bis 4) und über die Zer- 
legung der Lohnsteuer (§ 5) bleiben unberührt." 

2. Die §§ 2 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

.§2 

Zerlegung der Körperschaftsteuer 

(1) Bei Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen im Sinne der §§ 1 
und 2 Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 des Körperschaft- 
steuergesetzes (Körperschafteoi), die 

1. zur Körperschaftsteuer mit einem Einkom- 
men von mindestens 3 Millionen Deutsche 
Mark veranlagt worden sind und bei denen 
die bei der Ermittlung des Einkommens be- 
rücksichtigten Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
mindestens 3 Millionen Deutsche Mark be- 
tragen und die 

2. im Veranlagungszeitraum dm Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des nach § 1 Abs. 1 
steuerberechtigten Landes eine Betriebstätte 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der Zerlegungsgesetz vom 29. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 225), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 377), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. unverändert 


2. Die §§ 2 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

.§ 2 

Zerlegung der Körperschaftsteuer 

(1) Bei Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen im Sinne der §§ 1 
und 2 Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 des Körperschaft- 
steuergesetzes (Körperschaften), die 

1. unverändert 


2. unverändert 
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öder mehrere Betriebstätten oder Teile von 

BetriebsLätten unterhalten haben, 

ist die auf die Einkünfte aus Gewerbebetrieb ent- 
fallende nicht durch einbehaltene Steuerabzugs- 
beträge abgegoltene Körperschaftsteuer durch 
das für die Veranlagung zuständige Finanzamt 
(Erhebungsfinanzamt) auf die beteiligten Länder 
zu zerlegen. Dabei sind die Vorschriften der 
§§ 29 bis 31 und des § 33 des Gewerbesteuer- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Sind in dem veranlagten Einkommen außer 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb auch andere 
Einkünfte enthalten, so ist die auf die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb entfallende Körperschaft- 
steuer mit dem Teilbetrag anzusetzen, der dem 
Verhältnis der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
zum Gesamtbetrag der Einkünfte entspricht. 

(3) In den Fällen des § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes gelten Organgesellschaften und 
deren Betriebstätten als Betriebstätten des 
Organträgers. 

(4) Ist die Körperschaft Gesellschafterin einer 
Personengesellschaft im Sinne des § 15 Ziff. 2 
des Einkommensteuergesetzes, so gelten die Per- 
sonengesellschaft und deren Betriebstätten an- 
teilig als Betriebstätten der Körperschaft. 

(5) Entfällt von dem zu zerlegenden Steuer- 
betrug auf Betriebstätten in einem nicht steuer- 
berechtigten Land nicht mindestens ein Betrag 
von 100 000 Deutsche Mark, so ist der anteilig 
auf dieses Land entfallende Teilbetrag dem nach 
§ 1 Abs. 1 steuerberechtigten Land zuzuteilen. 

§ 3 

Verfahren der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt zerlegt die Kör- 
perschaftsteuer auf die beteiligten Länder, so- 
bald die erste Steuerfestsetzung für einen Ver- 
anlagungszeitraum unanfechtbar geworden ist. 
Nach der Änderung einer unanfechtbaren nicht 
vorläufigen Steuerfestsetzung wird keine neue 
Zerlegung vorgenommen. Nach Änderung einer 
unanfechtbaren vorläufigen Steuerfestsetzung 
wird eine neue Zerlegung nur vorgenommen, 
wenn an Stelle der vorläufigen Steuerfestsetzung 
eine unanfechtbare nicht vorläufige Steuerfest- 
setzung getreten ist und der neu zu zerlegende 
Steuerbetrag um mindestens 400 000 Deutsche 
Mark von dem erstmals zerlegten Steuerbetrag 
abweicht. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, gelten für das Verfahren bei der Zer- 
legung der Körperschaftsteuer sinngemäß die 
Vorschriften der §§ 382 bis 389 der Reichs- 
abgabenordnung mit der Maßgabe, daß die Kör- 
perschaft am Zerlegungsverfahren nicht beteiligt 
ist und daß an die Stelle der Gemeinden die 
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ist die auf die Einkünfte aus Gewerbebetrieb ent- 
fallende nach Abzug anzurechnender Steuer- 
abzugsbeträge verbleibende Körperschaftsteuer 
durch das für die Veranlagung zuständige Finanz- 
amt (Erhebungsfinanzamt) auf die beteiligten 
Länder zu zerlegen. Dabei sind die Vorschriften 
der §§ 29 bis 31 und des § 33 des Gewerbesteuer- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 3 

unverändert 


5 



Drucksache VI/ 1236 Deutscher Bundestag 

Entwurf 

zerlegungsbereditigten Länder treten; die Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung über die 
außergerichtlichen Rechtsbehelfe sind nicht anzu- 
wenden. Die oberste Finanzbehörde des Landes 
beauftragt ein Finanzamt mit der Wahrnehmung 
der Rechte des Landes an der Zerlegung. 

(3) Bestehen zwischen den beteiligten Finanz- 
ämtern Meinungsverschiedenheiten über die Zer- 
legung und kann eine Einigung nicht erzielt wer- 
den, so legt das Erhebungsfinanzamt die Sache 
der obersten Finanzbehörde des Landes zur Ent- 
scheidung vor. Damit sind die Finanzämter nicht 
mehr am Zerlegungsverfahren beteiligt; der Zer- 
legungsbescheid des Erhebungsfinanzamts ver- 
liert seine Wirksamkeit. 

§ 4 

Abwicklung der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt überweist die in 
einem Kalenderjahr eingehenden Zahlungen an 
die Finanzämter der beteiligten Länder vorläufig 
nach dem Verhältnis der Zerlegungsanteile, die 
in dem Zerlegungsbescheid für das vorvergan- 
gene Kalenderjahr festgesetzt sind. Liegt dieser 
Zerlegungsbescheid zu Beginn des Kalender- 
jahres noch nicht vor, so sind die Zerlegungs- 
anteile auf Grund der Steuererklärung oder des 
zuletzt erteilten Steuerbescheides vorläufig zu 
berechnen und dementsprechend die eingehen- 
den Zahlungen zu zerlegen und zu überweisen. 
Die Überweisung wird jeweils spätestens am 
20. Tage des auf das Ende eines jeden Kalender- 
vierteljahres folgenden Monats für die im abge- 
laufenen Kalendervierteljahr geleisteten Zahlun- 
gen durchgeführt. 

(2) Ist ein Steuerbetrag von mehr als 400 000 
Deutsche Mark der Körperschaft erstattet wor- 
den, so haben die Finanzkassen der beteiligten 
Länder ihn dem Erhebungsfinanzamt entspre- 
chend den im Zerlegungsbescheid festgesetzten 
Anteilen ihrerseits zu erstatten. Absatz 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

(3) Sobald die Körperschaftsteuer eines Ka- 
lenderjahrs zerlegt worden und abzüglich etwa 
niedergeschlagener oder erlassener Beträge ge- 
tilgt ist, werden an die beteiligten Länder die 
diesen an der Steuer zustehenden Anteile unter 
Anrechnung der nach den Absätzen 1 und 2 
geleisteten vorläufigen Zahlungen überwiesen. 
Überzahlungen sind zu erstatten. Das Erhebungs- 
finanzamt gibt eine Abrechnung. 

§ 5 

Zerlegung der Lohnsteuer 

(1) Die von einem Land vereinnahmte Lohn- 
steuer wird insoweit zerlegt, als sie von den 
Bezügen der in den anderen Ländern ansässigen 
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§ 4 

Abwicklung der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt überweist die in 
einem Kalenderjahr eingehenden Zahlungen an 
die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 beauftragten Finanz- 
ämter der beteiligten Länder vorläufig nach dem 
Verhältnis der Zerlegungsanteile, die in dem 
Zerlegungsbescheid für das vorvergangene Ka- 
lenderjahr festgesetzt sind. Liegt dieser Zer- 
legungsbescheid zu Beginn des Kalenderjahres 
noch nicht vor, so sind die Zerlegungsanteile 
auf Grund der Steuererklärung oder des zuletzt 
erteilten Steuerbescheides vorläufig zu berech- 
nen und dementsprechend die eingehenden Zah- 
lungen zu zerlegen und zu überweisen. Die 
Überweisung wird jeweils spätestens am 20. Tage 
des auf das Ende eines jeden Kalenderviertel- 
jahres folgenden Monats für die im abgelaufenen 
Kalendervierteljahr geleisteten Zahlungen durch- 
geführt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 5 

unverändert 
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unbeschrankt steuerpflichtigen Arbeitnehmer ins- 
gesamt einbehalten worden ist. Die Zerlegungs- 
anteile der einzelnen Länder bemessen sich nach 
Hundertsätzen der vereinnahmten Lohnsteuer. 

Die Hundertsätze sind nach den Verhältnissen 
im Feststellungszeitraum festzusetzen. Feststel- 
lungszeitraum ist jeweils das Kalenderjahr, für 
das nach dem Gesetz über Steuerstatistiken eine 
Lohnsteuerstatistik durchgeführt wird. 

(2) Der Festsetzung der Hundertsätze sind die 
Verhältnisse zugrunde zu legen, die sich aus den 
Eintragungen auf den Lohnsteuerkarten erge- 
ben. Dabei gilt ein Arbeitnehmer als in dem Land 
ansässig, in dem seine Lohnsteuerkarte ausge- 
schrieben worden ist (Wohnsitzland). Die nach 
den Eintragungen der Arbeitgeber auf der Lohn- 
steuerkarte einbehaltene Lohnsteuer gilt als von 
dem Land vereinnahmt, zu dem das Finanzamt 
gehört, an das die Lohnsteuer nach der letzten 
Eintragung abgeführt worden ist (Einnahmeland). 

Bei Ehegatten, die im Feststellungszeitraum 
nicht dauernd getrennt gelebt und beide Arbeits- 
lohn bezogen haben, sind die Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte des Ehemannes maßgebend. 

(3) Für die Ermittlung der Verhältnisse im 
Feststellungszeitraum sind die Lohnsteuerkarten 
für den Feststellungszeitraum bis zum 31. März 
des zweiten Kalenderjahres, das dem Feststel- 
lungszeitraum folgt, an das Statistische Landes- 
amt des Wohnsitzlandes zu leiten. Das Statisti- 
sche Landesamt des Wohnsitzlandes hat bis zum 
30. Juni dieses Jahres anhand der ihm zuge- 
leiteten Lohnsteuerkarten die Lohnsteuer, die 
nicht vom Wohnsitzland vereinnahmt worden 
ist, zu ermitteln, die hiervon auf die einzelnen 
Einnahmeländer entfallenden Beträge festzustel- 
len und diese den obersten Finanzbehörden der 
Einnahmeländer mitzuteilen. Die auf den Lohn- 
steuerkarten eingetragenen Pfenndgbeträge der 
Lohnsteuer sind nicht zu berücksichtigen. 

(4) Die obersten Finanzbehörden der Ein- 
nahmeländer stellen nach den von den Statisti- 
schen Landesämtern der Wohnsitzländer mit- 
geteilten Beträgen fest, in welchem Verhältnis 
— ausgedrückt in Hundertsätzen - — jeder der 
Beträge zu der im Feststellungszeitraum von 
ihnen insgesamt vereinnahmten Lohnsteuer 
steht. Die Hundertsätze sind auf 3 Stellen hinter 
dem Komma zu runden und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder mitzuteilen, 

(5) Die Hundertsätze gelten für die Zerlegung 
der Lohnsteuer im zweiten, dritten und vierten 
Kalenderjahr, die dem Feststellungszeitraum 
folgen. 

(6) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze haben die obersten Finanzbehör- 
den der Einnahmeländer für jedes Kalender- 
vierteljahr der Kalenderjahre, für die die Hun- 
dertsätze gelten (Absatz 5), die Zerlegungs- 
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anteile der Wohnsitzländer an der von ihnen in 
diesem Kalendervierteljahr vereinnahmten Lohn- 
steuer zu ermitteln und vorbehaltlich des Absat- 
zes 7 bis zum Ende des auf das Kalenderviertel- 
jahr folgenden Monats an die obersten Finanz- 
behörden der Wohnsitzländer zu überweisen. 

(7) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze ist eine vorläufige Zerlegung der 
Lohnsteuer für das erste Kalendervierteljahr des 
fünften Kalenderjahrs, das auf den Feststellungs- 
zeitraum folgt, vorzunehmen. Die vorläufigen 
Zerlegungsanteile sind bis zum 30. April dieses 
Kalenderjahrs zu überweisen. Die vorläufige Zer- 
legung ist auf Grund der nach den Verhältnissen 
im nächsten Feststellungszeitraum festgestellten 
Hundertsätze bis zum 31. Juli dieses Kalender- 
jahrs zu berichtigen, 

(8) Die Vorschriften der §§ 382 bis 389 der 
Reichsabgabenordnung sind auf das Verfahren 
bei der Zerlegung der Lohnsteuer nicht anzu- 
wenden. 

§ 6 

Erlöschen der Ansprüche 

(1) Ansprüche nach den §§ 1 und 5 erlöschen, 
wenn sie nicht bis zum Ablauf des dritten auf 
die Vereiinnahmung der Steuer folgenden Kalen- 
derjahres gerichtlich geltend gemacht werden. 

(2) Der Anspruch auf einen Zerlegungsanteil 
an der Körperschaftsteuer erlischt, wenn er nicht 
bis zum Ablauf des dritten auf die endgültige 
Zerlegung (§ 3 Abs. 1) des strittigen Steuer- 
betrugs folgenden Kalenderjahrs gerichtlich gel- 
tend gemacht wird. 

§ 7 

Rechtsweg 

Für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten 
auf Grund dieses Gesetzes ist der Finanzrechts- 
weg gegeben. 

§ 8 

Beginn der Anwendung 

(1) Die Körperschaftsteuerzerlegung ist erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1970 durch- 
zuführen. 

(2) Die Lohnsteuerzerlegung ist erstmals im 
Kalenderjahr 1970 nach den Verhältnissen im 
Kalenderjahr 1968 als erstem Feststellungszeit- 
raum durchzuführen. Hierbei sind die Zer- 
legungsanteile an der im ersten Kalenderviertel- 
jahr 1970 vereinnahmten Lohnsteuer zusammen 
mit denen des zweiten Kalendervierteljahres zu 
ermitteln und bis zum 31. Juli 1970 an die Wohn- 
sitzländer zu überweisen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

Beginn der Anwendung 

und Überleitungsvorschriften 

(1) unverändert 

(2) Die Lohnsteuerzerlegung ist erstmals für 
das Kalenderjahr 1970 nach den Verhältnissen 
im Kalenderjahr 1968 als erstem Feststellungs- 
zeitraum durchzuführen. 
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Drucksache VI/ 1236 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf Beschlussedes 6. Ausschusses 


§ 9 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin." 

3. § 10 wird gestrichen. 

Artikel 2 

§ 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 6. De- 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 665), geändert 
durch das Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1587), erhält fol- 
genden neuen Absatz 3: 

„(3) Die Bundesstatistik über die Lohnsteuer um- 
faßt die Ermittlung der nicht von den Wohnsitz- 
ländern vereinnahmten Lohnsteuerbeträge nach § 5 
des Zerlegungsgesetzes." 

Artikel 3 

§ 37 der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Amtsbezeich- 
nung der Richter und der Präsidialverfassung der 

Gerichte vom (Bundesgesetzbl. IS.. . .), 

erhält folgende neue Nummer 5; 

„5. Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Zerlegungs- 
gesetzes, soweit die zugrunde liegenden Fest- 
stellungen durch die obersten Finanzbehörden 
der Länder getroffen sind." 


(3) Die Zerlegungsanteile für die Zeit vom 
1. Januar bis zum 30. September 1970 sind ab- 
weichend von den §§ 4 und 5 zum 15. Dezember 
1970 an die empfangsberechtigten Länder zu über- 
weisen. 

(4) Bei der Ermittlung der vorläufigen Be- 
messungsgrundlagen für den Finanzausgleich 
unter den Ländern nach § 13 des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
vom 28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1432) 
sind für das Jahr 1971 der unter Absatz 3 ge- 
nannten Zerlegungsanteile und für das Jahr 1972 
die im Jahr 1971 überwiesenen Zerlegungsanteile 
in Ansatz zu bringen. 

§ 9 

unverändert 


3. unverändert 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

1. § 37 der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), zuletzt geändert 
durch das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Zer- 
legungsgesetzes, soweit die zugrunde 
liegenden Feststellungen durch die ober- 
sten Finanzbehörden der Länder getroffen 
sind." 

b) Nummer 4 entfällt 

2. Die Zuständigkeit für die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes bei einem Gericht der Finanz- 
gerichtsbarkeit anhängigen Sachen richtet sich 
nach den bisher geltenden Vorschriften. 


9 



Drucksac he VI/ 1236 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 4 Artikel 4 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, unverändert 

das Zerlegungsgesetz in der nach diesem Gesetz gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 


Artikels Artikels 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 unverändert 

und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 19S2 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 6 


Artikel 6 


Dieses Gesetz 
düng in Kraft. 


tritt am Tage nach seiner Verkün- 


unverändert 
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